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2 Für den eiligen Leser 
Vielleicht verbindest du Glaubensfreiheit zuerst mit Religion oder religiösen Bräuchen. Tatsächlich geht 

es aber um viel mehr: Glaubensfreiheit betrifft uns alle. Sie schützt Menschen mit religiösen 

Überzeugungen ebenso wie Menschen ohne Religi-onszugehörigkeit. Auch die eigene Religion oder 

Weltanschauung zu wechseln oder für sich zu behalten, ist geschützt. 

In der Schweiz ist die Glaubens- und Gewissensfreiheit als Grundrecht geschützt. Die Bundesverfassung 

garantiert, dass jede Person ihre Religion oder Weltanschauung frei wählen, ausüben und bekennen 

darf. Gleichzeitig darf niemand gezwungen werden, einer Religionsgemeinschaft anzugehören oder an 

religiösen Handlungen teilzunehmen. 

Wie wichtig dieses Grundrecht ist, zeigt sich besonders im Alltag. Es schützt beispielsweise das Recht, 

den eigenen Glauben durch religiöse Symbole oder Kleidung sichtbar zu leben. Gleichzeitig entstehen 

in der Schule, im öffentlichen Raum, bei Bestattungen, der Seelsorge oder der Anerkennung von 

Religionsgemeinschaften praktische Fragen. Ein Recht auf dem Papier bedeutet deshalb noch nicht 

automatisch, dass alle Menschen ihren Glauben unter denselben Bedingungen leben können. 

Eine wichtige Rolle spielt dabei der Föderalismus: Das Verhältnis zwischen Staat und Religion wird 

kantonal geregelt. Während traditionelle christliche Kirchen in vielen Kantonen öffentlich-rechtlich 

anerkannt sind, haben andere Religionsgemeinschaften teilweise einen schwierigeren Zugang zu 

staatlichen Strukturen oder institutioneller Zusammenarbeit. 

Auch gesellschaftliche Entwicklungen spielen eine Rolle. Religiöse Minderheiten sind teilweise mit 

Vorurteilen oder Diskriminierung konfrontiert. Dies zeigt sich etwa in Debatten über das Kopftuch, das 

Minarett- oder das Verhüllungsverbot sowie in Diskriminierung und Hass gegenüber Jüdinnen und 

Juden. Glaubensfreiheit ist deshalb nicht nur eine rechtliche, sondern auch eine gesellschaftliche 

Herausforderung. 

Die zentrale Frage dieses Dossiers lautet deshalb nicht, ob Glaubensfreiheit in der Schweiz existiert. Sie 

existiert. Die wichtigere Frage lautet: 

Wie kann die Schweiz die Glaubens- und Gewissensfreiheit gewährleisten und gleichzeitig 

gemeinsame Regeln, Gleichberechtigung und gesellschaftlichen Zusammenhalt stärken? 

Für die Jugendsession geht es darum, Lösungen zu diskutieren, die klare Regeln, gegenseitigen Respekt 

und echte Dialogmöglichkeiten fördern. Glaubensfreiheit bedeutet dabei nicht Sonderrechte für 

einzelne Gruppen, sondern gleiche Würde, gleiche Rechte und faire Teilhabe für alle. 

Abbildung 1 

Glaubensfreiheit als gemeinsamer Dialog: Verschiedene religiöse und nicht religiöse Perspektiven am runden Tisch.  

Quelle: Eigene Darstellung, KI-generiert (ChatGPT) 
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3 Warum Glaubensfreiheit uns alle betrifft 
Warum wird über Glaubensfreiheit in der Schweiz immer wieder diskutiert? 

Diese Frage begegnet uns häufiger, als man auf den ersten Blick vermuten würde. Religiöse oder 

weltanschauliche Überzeugungen können sich etwa durch Kleidung, Symbole oder religiöse Praktiken 

zeigen. Gleichzeitig stellt sich die Frage, welche Rolle Religion im öffentlichen Leben oder in der Schule 

spielen soll. Dahinter steht dieselbe grundlegende Frage: Wie können persönliche Überzeugungen und 

gemeinsame Regeln miteinander in Einklang gebracht werden? 

Ein Beispiel aus der Ostschweiz zeigt, wie aktuell solche Fragen sind: Im Kanton St. Gallen entschied 

das Verwaltungsgericht, dass eine muslimische Schülerin das Kopftuch in der Schule tragen darf. Das 

Gericht stützte sich dabei auf einen früheren Entscheid des Bundesgerichts. Ihr Wunsch, während des 

Unterrichts ein islamisches Kopftuch zu tragen, sei durch die Glaubens- und Gewissensfreiheit 

geschützt. Ein Verbot wäre nur dann denkbar, wenn der Schulbetrieb oder der Religionsfrieden 

ernsthaft gefährdet wären. Im konkreten Fall sah das Gericht diese Gefahr nicht (Bundesgericht, 2015; 

SRF, 2014). 

Beispiel: Kopftuch in der Schule 

Eine Schülerin möchte mit Kopftuch am Unterricht teilnehmen. Für sie ist das ein Teil ihrer religiösen 

Identität. Für die Schule stellt sich die Frage, wie ihre Glaubensfreiheit mit den für alle geltenden 

schulischen Regeln in Einklang gebracht werden kann. 

Glaubensfreiheit betrifft jedoch weder nur den Islam noch ausschliesslich religiöse Menschen. Auch 

ein christliches Kreuz, eine jüdische Kippa oder andere religiöse Zeichen können Ausdruck einer 

persönlichen Überzeugung sein. Ebenso schützt die Glaubensfreiheit Menschen, die keiner Religion 

angehören, ihre Religion wechseln oder nicht an religiösen Hand-lungen teilnehmen möchten. Die 

gleichen Grundfragen stellen sich deshalb für Menschen mit ganz unterschiedlichen religiösen und 

weltanschaulichen Überzeugungen. 

Ein anderes Beispiel zeigt zugleich, dass Glaubensfreiheit nicht bedeutet, dass jede religiös begründete 

Ausnahme automatisch akzeptiert werden muss. Das Bundesgericht hat mehrfach entschieden, dass 

Schülerinnen und Schüler aus religiösen Gründen grundsätzlich nicht vom obligatorischen 

Schwimmunterricht befreit werden müssen. Dabei betonte es die wichtige Rolle der Schule für 

Integration, Gleichbehandlung und gemeinsames Lernen (Egbuna-Joss, 2012; SRF, 2013). 

Diese Beispiele verdeutlichen das zentrale Spannungsfeld der Glaubens- und Gewissensfreiheit: 

Einerseits sollen Menschen ihre religiösen oder weltanschaulichen Überzeugungen frei leben können. 

Andererseits muss der Staat gemeinsame Regeln schaffen, die für alle gelten. 

Solche Fragen beschränken sich nicht auf den Schulalltag. Sie stellen sich auch am Arbeitsplatz, im 

öffentlichen Raum oder in der Politik. So entschied das Bundesgericht bereits 1990, dass Kruzifixe in 

Klassenzimmern öffentlicher Primarschulen problematisch sein können, weil staatliche Schulen religiös 

neutral bleiben müssen (Berthoud, 2010; EKR, 2017). 
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Die Glaubens- und Gewissensfreiheit gewinnt zusätzlich an Bedeutung, weil sich die Schweiz verändert 

hat. Immer weniger Menschen gehören einer Religion an oder besuchen regelmässig Gottesdienste. 

Gleichzeitig bleiben Religion oder Spiritualität für viele Menschen wichtig. Zudem ist die religiöse 

Landschaft vielfältiger geworden: Neben den traditionellen Landeskirchen gibt es heute zahlreiche 

weitere Religionsgemeinschaften, während die Zahl der Menschen ohne Religionszugehörigkeit 

kontinuierlich steigt (Adrian & Burger, 2023; Freudiger, 2025). 

 

Abbildung 2 

Entwicklung der Religionslandschaft in der Schweiz, 1970 bis 2024. 

 

Quelle: BFS, Strukturerhebung 

 

Die Grafik zeigt, dass die Religionslandschaft in der Schweiz vielfältiger geworden ist und gleichzeitig 

immer mehr Menschen keiner Religion angehören. Menschen haben heute unterschiedliche religiöse 

und weltanschauliche Überzeugungen. 

Gerade in einer solchen vielfältigen Gesellschaft kommt der Glaubens- und Gewissensfreiheit eine 

besondere Bedeutung zu. Sie schützt das Recht jeder Person, ihre Religion oder weltanschauliche 

Überzeugung frei zu wählen, zu wechseln, zu bekennen oder nicht zu offenbaren. Gleichzeitig darf 

niemand gezwungen werden, einer Religionsgemeinschaft anzugehören oder religiöse Handlungen 

vorzunehmen. Die Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft garantiert diese Freiheit 

ausdrücklich (Art. 15 Abs. 4 BV). 
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Glaubensfreiheit betrifft damit uns alle: Menschen verschiedener Religionsgemeinschaften ebenso wie 

Menschen ohne Religionszugehörigkeit. Sie schützt sowohl das Recht, eine religiöse oder 

weltanschauliche Überzeugung zu leben, als auch das Recht, nicht zu glauben oder Religion für das 

eigene Leben abzulehnen. Damit ist Glaubensfreiheit weit mehr als ein Thema für 

Religionsgemeinschaften. Sie betrifft Grundfragen des Zusammenlebens: Wie können individuelle 

Freiheiten, gemeinsame Regeln und die Rechte anderer Menschen miteinander in Einklang gebracht 

werden? 

Damit stellt sich für die Schweiz eine zentrale Frage: 

Wie kann die Schweiz die Glaubens- und Gewissensfreiheit gewährleisten und gleichzeitig ein 

friedliches, gleichberechtigtes Zusammenleben ermöglichen? 

Genau dieser Frage widmen sich die nächsten Kapitel. Zunächst wird erklärt, was unter Glaubens- und 

Gewissensfreiheit verstanden wird. Anschliessend geht es um ihre rechtlichen Grundlagen, ihre 

Bedeutung im Alltag und die politischen Herausforderungen für die Schweiz und die Jugendsession. 

4 Was bedeutet Glaubens- und Gewissensfreiheit? 
Glaubensfreiheit klingt zunächst nach Religion. Gemeint ist jedoch weit mehr als religiöse Gebäude 

oder Gottesdienste. Die Glaubens- und Gewissensfreiheit schützt die persönliche Überzeugung eines 

Menschen. Sie umfasst nicht nur die Frage, wo-ran jemand glaubt, sondern auch, welche 

weltanschaulichen oder moralischen Überzeugungen für das eigene Leben wichtig sind. 

Die Glaubensfreiheit schützt religiöse und weltanschauliche Überzeugungen. Dazu gehört 

beispielsweise das Recht, einer Religion anzugehören, den eigenen Glauben zu praktizieren oder 

religiöse Kleidung zu tragen. Weltanschauliche Überzeugungen beschreiben persönliche Vorstellungen 

darüber, wie Menschen die Welt und das Leben verstehen – unabhängig davon, ob sie religiös sind 

oder nicht. Die Gewissensfreiheit schützt hingegen ethische und moralische Überzeugungen. 

Zusammen bilden Glaubens- und Gewissensfreiheit das, was häufig auch als Religionsfreiheit 

bezeichnet wird (Pahud de Mortanges, 2025; Schmid & Kempf, 2026). 

Die folgende Übersicht zeigt vier Formen der Religionsfreiheit, die für das Verständnis dieses Dossiers 

besonders wichtig sind. 
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Abbildung 3 

Formen der Glaubens- und Gewissensfreiheit: positive, negative, innere und äussere Religionsfreiheit. 

 

Quelle: Eigene Darstellung by ChatGPT 

Die Grafik zeigt, dass Religionsfreiheit verschiedene Dimensionen umfasst: eine Religion auszuüben 

oder abzulehnen, den eigenen Glauben für sich zu behalten oder ihn sichtbar zu leben. 

Positive und negative Glaubens- und Gewissensfreiheit 

Die positive Glaubens- und Gewissensfreiheit bedeutet, dass jede Person ihre religiöse oder 

weltanschauliche Überzeugung frei wählen, ändern, ausüben und sich dazu bekennen darf. Dazu 

gehört beispielsweise das Recht, Gottesdienste zu besuchen, religiöse Kleidung zu tragen oder einer 

Religionsgemeinschaft beizutreten. Die Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft 

schützt ausdrücklich auch das Recht, einer Religionsgemeinschaft beizutreten oder religiösem 

Unterricht zu folgen (Art. 15 Abs. 3 BV). 

Die negative Glaubens- und Gewissensfreiheit schützt die entgegengesetzte Seite: Jede Person darf 

sich dafür entscheiden, keiner Religion anzugehören, aus einer Religionsgemeinschaft auszutreten oder 

religiöse Handlungen abzulehnen. Niemand darf gezwungen werden, einer Religionsgemeinschaft 

anzugehören, am Religionsunterricht teilzunehmen oder andere religiöse Handlungen vorzunehmen 

(Pahud de Mortanges, 2025; Schmid & Kempf, 2026). 

Beispiel: Positive und negative Religionsfreiheit 

Eine Person darf an einem religiösen Fest teilnehmen, beten oder religiöse Kleidung tragen. Das ist 

positive Religionsfreiheit. Eine andere Person darf sagen: «Ich gehöre keiner Religion an und möchte 

nicht an einer religiösen Handlung teilnehmen.» Das ist negative Religionsfreiheit. Beide Seiten 

gehören zur Glaubensfreiheit. 
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Innere und äussere Glaubens- und Gewissensfreiheit 

Die innere Glaubens- und Gewissensfreiheit betrifft das, was ein Mensch glaubt oder denkt. Sie schützt 

die persönliche Überzeugung und das Gewissen. Dieser innere Bereich ist besonders stark geschützt, 

weil der Staat niemandem vorschreiben darf, woran er oder sie glauben soll oder welche 

Weltanschauung richtig ist. 

Die äussere Glaubens- und Gewissensfreiheit betrifft dagegen alles, was nach aussen sichtbar wird, 

beispielsweise Gebete, religiöse Kleidung, Symbole, Gottesdienste oder religiöse Bauten. Weil diese 

Formen im öffentlichen Leben sichtbar wer-den, führen sie häufiger zu Diskussionen als der persönliche 

Glaube selbst (Schmid & Kempf, 2026). 

Die beiden Unterscheidungen ergänzen sich: Positive und negative Glaubens- und Gewissensfreiheit 

beschreiben, ob jemand eine Religion oder Weltanschauung ausüben oder ablehnen möchte. Innere 

und äussere Glaubens- und Gewissensfreiheit unterscheiden, wo sich diese Überzeugung zeigt – im 

persönlichen Inneren oder nach aussen. 

Für euch als Teilnehmende bedeutet das: Die Glaubens- und Gewissensfreiheit schützt religiöse und 

weltanschauliche Über-zeugungen, den inneren Glauben und das Gewissen sowie deren äussere 

Ausübung. Für den sichtbaren Bereich können unter bestimmten Voraussetzungen Einschränkungen 

sein. 

Im nächsten Kapitel wird erklärt, wie die Glaubens- und Gewissensfreiheit in der Schweiz rechtlich 

geschützt ist und unter welchen Voraussetzungen der Staat sie einschränken darf. 

Key Learning Insight (Wichtigste Lernpunkte): 

• Glaubensfreiheit schützt religiöse und weltanschauliche Überzeugungen. 

• Gewissensfreiheit schützt ethische und moralische Überzeugungen. 

• Positive Glaubens- und Gewissensfreiheit bedeutet, die eigene religiöse oder weltanschauliche 

 Überzeugung frei wählen, bekennen und leben zu dürfen. 

• Negative Glaubens- und Gewissensfreiheit bedeutet, keiner Religionsgemeinschaft anzugehören 

oder religiöse Handlungen abzulehnen. 

• Besonders geschützt ist der innere Glaube. Sichtbare religiöse Praxis kann unter bestimmten 

Voraussetzungen eingeschränkt werden und führt deshalb häufiger zu politischen und rechtlichen 

Diskussionen. 
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5 Glossar 
Glaubensfreiheit 

Das Recht, eine Religion oder Weltanschauung frei zu wählen, zu leben, zu wechseln oder auch keine 

Religion zu haben. Sie schützt also gläubige Menschen, aber auch Menschen ohne Religion. 

Gewissensfreiheit 

Das Recht, nach den eigenen moralischen und ethischen Überzeugungen zu handeln. Diese 

Überzeugungen können religiös sein, müssen es aber nicht. 

Religionsfreiheit 

Ein Sammelbegriff für Glaubens- und Gewissensfreiheit. Gemeint ist das Recht, eine Religion zu haben, 

sie auszuüben, sie zu wechseln oder keiner Religion anzugehören. 

Positive Religionsfreiheit 

Das Recht, eine Religion oder Weltanschauung frei zu wählen, zu wechseln, sich zu ihr zu bekennen und 

sie allein oder gemeinsam mit anderen auszuüben. Zum Beispiel: beten, Gottesdienste besuchen, 

religiöse Kleidung tragen oder einer Religionsgemeinschaft angehören. 

Negative Religionsfreiheit 

Das Recht, keine Religion oder Weltanschauung haben zu müssen und nicht zu religiösen 

Überzeugungen oder Handlungen gezwungen zu werden. Zum Beispiel: nicht zu einem Gebet, 

religiösen Unterricht oder einer religiösen Handlung gezwungen werden. 

Innere Religionsfreiheit 

Der persönliche Glaube oder die innere Überzeugung eines Menschen. Dieser Bereich ist besonders 

stark geschützt, weil der Staat niemandem vorschreiben darf, was er oder sie glauben soll. 

Äussere Religionsfreiheit 

Alles, was vom Glauben nach aussen erkennbar wird. Also immer dann, wenn Glaubensüberzeugungen 

in einer Form geäussert werden. Zum Beispiel: religiöse Kleidung, Gebete, religiöse Symbole, religiöse 

Gebäude oder Rituale. 

Weltanschauung 

Eine grundsätzliche Überzeugung darüber, wie man die Welt, das Leben und die Gesellschaft versteht. 

Eine Weltanschauung kann religiös sein, aber auch nicht religiös. 

Religionsgemeinschaft 

Eine Gruppe von Menschen, die denselben Glauben oder eine ähnliche religiöse Tradition teilen. 

Zum Beispiel: eine Kirche, eine Moschee-Gemeinschaft, eine jüdische Gemeinde, eine buddhistische 

Gruppe oder eine hinduistische Gemeinschaft. 

Religiöse Minderheit 

Eine Religionsgemeinschaft, die in einer Gesellschaft zahlenmässig kleiner ist oder weniger 

gesellschaftliche Macht und Sichtbarkeit hat als andere Gruppen. Beispiele sind in der Schweiz unter 

anderem jüdische, muslimische, buddhistische oder hinduistische Religionsgemeinschaften sowie 

verschiedene kleinere christliche Glaubensgemeinschaften. 
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Minderheitenschutz 

Der Schutz von Gruppen, die in einer Gesellschaft weniger stark vertreten sind. Im Zusammenhang mit 

Glaubensfreiheit bedeutet das: Auch kleinere Religionsgemeinschaften sollen ihre Rechte 

wahrnehmen können. 

Staatliche Neutralität 

Der Staat darf keine Religion willkürlich bevorzugen oder benachteiligen. Er soll gegenüber 

verschiedenen Religionen und Weltanschauungen offen und unparteiisch bleiben. 

Föderalismus 

Die Schweiz ist in Bund, Kantone und Gemeinden aufgeteilt. Beim Verhältnis zwischen Staat und 

Religion spielen die Kantone eine besonders wichtige Rolle. Deshalb gibt es je nach Kanton 

unterschiedliche Regeln. 

Öffentlich-rechtliche Anerkennung 

Ein besonderer rechtlicher Status für Religionsgemeinschaften. Eine Anerkennung kann Vorteile 

bringen, zum Beispiel bei Seelsorge, Religionsunterricht, Kirchensteuern oder der Zusammenarbeit mit 

Behörden. 

Privatrechtliche Organisation 

Viele Religionsgemeinschaften sind als Vereine organisiert. Sie dürfen ihren Glauben ausüben, haben 

aber nicht automatisch denselben Zugang zu staatlichen Strukturen wie öffentlich-rechtlich anerkannte 

Gemeinschaften. 

Teilanerkennung 

Eine begrenzte Form der Anerkennung. Dabei erhält eine Religionsgemeinschaft nicht den vollen 

öffentlich-rechtlichen Status, aber gewisse Rechte oder Möglichkeiten, zum Beispiel bei Seelsorge, 

Bestattung oder Raumnutzung. 

Verhältnismässigkeit 

Ein Grundsatz im Recht. Staatliches Handeln muss stets verhältnismässig sein. Das bedeutet es muss 

geeignet, erforderlich und zumutbar sein. Wenn der Staat ein Grundrecht einschränkt, darf er daher 

nicht stärker eingreifen, als wirklich nötig ist. 

Diskriminierung 

Wenn Menschen wegen bestimmter Merkmale benachteiligt oder abgewertet werden. Beim Thema 

Glaubensfreiheit geht es zum Beispiel um Benachteiligung wegen Religion, Herkunft oder 

Weltanschauung. 

Antimuslimischer Rassismus 

Eine Form von Diskriminierung, bei der Musliminnen und Muslime oder Menschen, die als muslimisch 

wahrgenommen wer-den, aufgrund von Vorurteilen oder Stereotypen pauschal als fremd, gefährlich 

oder problematisch dargestellt oder benachteiligt werden. 

Antisemitismus 

Eine Form von Diskriminierung, bei der Jüdinnen und Juden aufgrund von Vorurteilen oder Stereotypen 

benachteiligt, ausgegrenzt oder angefeindet werden. 
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Struktureller Rassismus 

Gesellschaftlich verankerte Benachteiligung oder Ausgrenzung bestimmter Gruppen. Sie kann durch 

historisch gewachsene Regeln, Werte oder Strukturen entstehen und bestehende Ungleichheiten 

verstärken (FRB, o. D.). 

Religionskritik 

Kritik an religiösen Ideen, Institutionen oder Praktiken. Religionskritik ist in einer offenen Gesellschaft 

erlaubt. Problematisch wird es, wenn daraus pauschale Abwertung von Menschen wird. 

Religiöse Symbole 

Zeichen, Kleidung oder Gegenstände mit religiöser Bedeutung. Zum Beispiel: Kreuz, Kopftuch, Kippa, 

Turban, Minarett oder religiöse Kleidung. 

Kopftuch/Hijab 

Ein Kleidungsstück, dass manche muslimische Frauen aus religiösen, kulturellen oder persönlichen 

Gründen trage 

Kruzifix 

Ein Kreuz mit einer Darstellung von Jesus Christus. In der Schweiz wurde politisch und rechtlich 

diskutiert, ob Kruzifixe in öffentlichen Schulzimmern mit staatlicher Neutralität vereinbar sind. 

Minarettverbot 

Ein Verbot in der Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, das den Bau neuer 

Minarette in der Schweiz untersagt. Es wurde 2009 durch eine Volksabstimmung angenommen. 

Verhüllungsverbot 

Ein Verbot, das die Verhüllung des Gesichts an öffentlich zugänglichen Orten untersagt. Es betrifft nicht 

das Kopftuch (Hijab), weil dieses das Gesicht nicht verdeckt. 

Volksinitiative 

Ein politisches Instrument der direkten Demokratie. Mit genügend Unterschriften (100'000) kann eine 

Änderung der Bundes-verfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft verlangt werden, über die 

dann abgestimmt wird. 

Direkte Demokratie 

Ein politisches System, in dem die Bevölkerung direkt über Sachfragen abstimmen kann. Beim Thema 

Glaubensfreiheit ist wichtig, wie direkte Demokratie und Minderheitenschutz zusammenpassen. 

Seelsorge 

Begleitung und Unterstützung von Menschen in schwierigen Lebenssituationen. Seelsorge gibt es zum 

Beispiel in Spitälern, Gefängnissen, der Armee oder Altersheimen. 

Religiöse Infrastruktur 

Räume und Orte, die Religionsgemeinschaften brauchen, um ihren Glauben zu leben. Zum Beispiel: 

Gebetsräume, Kirchen, Moscheen, Tempel, Friedhöfe oder Treffpunkte. 

Säkularisierung 

Ein gesellschaftlicher Prozess, bei dem Religion im Alltag, in der Politik oder in Institutionen an 

Bedeutung verliert. Das bedeutet aber nicht, dass Religion für alle Menschen unwichtig wird. 
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Interreligiöser Dialog 

Gespräche und Begegnungen zwischen Menschen verschiedener Religionen. Ziel ist, Vorurteile 

abzubauen, Verständnis zu fördern und friedliches Zusammenleben zu stärken. 

6 Die rechtlichen Grundlagen einfach erklärt 
In der Schweiz ist die Glaubens- und Gewissensfreiheit durch die Bundesverfassung der 

Schweizerischen Eidgenossenschaft sowie durch verschiedene internationale Menschenrechtsverträge 

geschützt. Die wichtigste Grundlage bildet Artikel 15 der Bundesverfassung (BV). Daneben schützen 

auch Artikel 18 des UNO-Pakts II sowie Artikel 9 der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) 

dieses Grundrecht. Artikel 15 BV schützt sowohl die freie Wahl und Ausübung einer Religion oder 

weltanschaulichen Überzeugung als auch die Freiheit, keiner Religionsgemeinschaft anzugehören oder 

zu religiösen Handlungen gezwungen zu werden (Art. 15 BV). 

Einfach gesagt: Der Staat darf nicht bestimmen, welche Religion oder Weltanschauung jemand haben 

soll, und niemanden zu religiösen Handlungen verpflichten. Gleichzeitig darf er Menschen 

grundsätzlich nicht daran hindern, ihren Glauben frei zu leben – solange dadurch keine überwiegenden 

öffentlichen Interessen oder die Rechte anderer Menschen verletzt wer-den. 

Wie andere Grundrechte ist auch die Glaubens- und Gewissensfreiheit nicht grenzenlos. 

Einschränkungen sind möglich, müssen aber die Voraussetzungen von Artikel 36 BV erfüllen: 

• Gesetzliche Grundlage: Jede Einschränkung braucht eine gesetzliche Grundlage.  

• Öffentliches Interesse oder Schutz der Grundrechte anderer: Die Einschränkung muss durch ein 

öffentliches Interesse oder den Schutz der Grundrechte anderer Menschen gerechtfertigt sein.  

• Verhältnismässigkeit: Der Staat darf nicht stärker in ein Grundrecht eingreifen, als tatsächlich 

notwendig ist. Eine Massnahme muss geeignet, erforderlich und zumutbar sein (Art. 36 BV).  

• Schutz des Kerngehalts: Der Kerngehalt eines Grundrechts darf niemals verletzt werden. 

Diese Voraussetzungen bilden den rechtlichen Rahmen, um beispielsweise Einschränkungen religiöser 

Kleidung, Symbole oder Praktiken zu beurteilen. 

Die folgenden Verfassungsbestimmungen sind für dieses Dossier besonders wichtig: 

Abbildung 4 

Die wichtigsten rechtlichen Grundlagen auf einen Blick: Art. 15 BV, Art. 36 BV und Art. 72 BV. 

 

Quelle: Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
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Abbildung 5 

Die wichtigsten rechtlichen Grundlagen auf einen Blick: Art. 15 BV, Art. 36 BV und Art. 72 BV. 

 

Quelle: Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft 

 

Abbildung 6 

Die wichtigsten rechtlichen Grundlagen auf einen Blick: Art. 15 BV, Art. 36 BV und Art. 72 BV. 

 

Quelle: Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft 

• Artikel 8 BV schützt die Rechtsgleichheit und verbietet Diskriminierung, unter anderem aufgrund 

der Religion oder Weltanschauung.  

• Artikel 15 BV schützt die Glaubens- und Gewissensfreiheit.  

• Artikel 36 BV legt fest, unter welchen Voraussetzungen Grundrechte eingeschränkt werden dürfen.  

• Artikel 72 BV regelt, dass das Verhältnis zwischen Staat und Religion in der Schweiz hauptsächlich 

Sache der Kantone ist. 

Doch welche Bereiche der Glaubens- und Gewissensfreiheit dürfen überhaupt eingeschränkt werden? 

Die folgende Grafik greift die Unterscheidung aus dem vorherigen Kapitel auf und zeigt, welche 

Bereiche zum unantastbaren Kern gehören und welche unter den Voraussetzungen von Artikel 36 BV 

eingeschränkt werden können. 
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negative Religionsfreiheit kann hingegen 

unter den Voraussetzungen von Artikel 36 

BV eingeschränkt werden. 

 

Grün: Kann unter den Voraussetzungen 

von Artikel 36 BV eingeschränkt werden. 
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Beispiel: Wann darf der Staat eingreifen? 

Der Staat darf niemandem verbieten oder vorschreiben, eine religiöse oder weltanschauliche 
Überzeugung zu haben oder diese zu wechseln. Dieser innere Bereich gehört zum Kern der 
Glaubens- und Gewissensfreiheit und darf nicht eingeschränkt werden.  

Anders verhält es sich bei der äusseren Ausübung des Glaubens. Sichtbare religiöse Symbole, Kleidung, 

Rituale, Praktiken oder religiöse Bauten können unter bestimmten Voraussetzungen eingeschränkt 

werden. Solche Eingriffe müssen jedoch Artikel 36 BV erfüllen. Dabei sind beispielsweise die öffentliche 

Sicherheit, die öffentliche Ordnung, die Gleichstellung, die Schulpflicht oder die Rechte anderer 

Menschen gegeneinander abzuwägen. 

Neben diesen Voraussetzungen spielt die staatliche Neutralität eine wichtige Rolle. Der Staat soll 

gegenüber verschiedenen Religionen und Weltanschauungen offen und unparteiisch bleiben und darf 

sie nicht willkürlich bevorzugen oder benachteiligen. Unterschiede können jedoch zulässig sein, wenn 

sie sachlich begründet sind, beispielsweise aufgrund historischer, kultureller oder rechtlicher 

Entwicklungen. Dieses Neutralitätsgebot ergibt sich unter anderem aus dem Gleichbehandlungsgebot 

und dem Diskriminierungsverbot (Art. 8 BV) und gilt in erster Linie für staatliche Behörden. 

Privatpersonen sind dagegen nicht verpflichtet, sich religiös oder weltanschaulich neutral zu verhalten 

(Pahud de Mortanges, 2025). 

Die Schweiz schützt die Glaubens- und Gewissensfreiheit somit umfassend, muss aber in bestimmten 

Situationen individuelle Freiheitsrechte, öffentliche Interessen und die Grundrechte anderer Menschen 

gegeneinander abwägen. 

Wer entscheidet jedoch, wie das Verhältnis zwischen Staat und Religion in der Schweiz konkret 

ausgestaltet wird? Darum geht es im nächsten Kapitel. 

Key Learning Insight (Wichtigste Lernpunkte): 

• Artikel 15 BV schützt die Glaubens- und Gewissensfreiheit. 

• Niemand darf gezwungen werden, einer Religionsgemeinschaft anzugehören oder religiöse 

Handlungen vorzunehmen. 

• Einschränkungen sind nur unter den Voraussetzungen von Artikel 36 BV zulässig. 

• Der Kernbereich der Glaubens- und Gewissensfreiheit ist besonders geschützt und darf nicht 

eingeschränkt werden. 

• Der Staat muss Religionen und Weltanschauungen grundsätzlich unparteiisch behandeln und darf 

sie nicht willkürlich bevorzugen oder benachteiligen. 
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7 Staat und Religion in der Schweiz 
In der Schweiz gibt es nicht das eine Modell für das Verhältnis zwischen Staat und Religion. Artikel 72 

der Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft legt fest, dass dafür die Kantone 

zuständig sind. Deshalb können sich die gesetzlichen Regelungen je nach Kanton deutlich 

unterscheiden (Schmid & Kempf, 2026). 

Die meisten Kantone verfolgen ein pluralistisches Modell. Dabei arbeitet der Staat mit verschiedenen 

Religionsgemeinschaften zusammen, ohne sich mit einer bestimmten Religion zu identifizieren. Je nach 

Kanton betrifft diese Zusammenarbeit beispielsweise die öffentlich-rechtliche Anerkennung, die 

Seelsorge in öffentlichen Institutionen oder teilweise den konfessionellen Religionsunterricht (EKR, 

2003; Universität Luzern, o. D.). 

Einige Kantone verfolgen dagegen ein stärker laizistisches Modell. Das bekannteste Beispiel ist Genf, 

wo die institutionelle Trennung zwischen Staat und Religion stärker betont wird. 

Religionsgemeinschaften sind grundsätzlich privatrechtlich organisiert und der Staat verzichtet auf eine 

klassische öffentlich-rechtliche Anerkennung. Dieses Modell weist Ähnlichkeiten mit dem 

französischen Laizitätsprinzip auf, ist jedoch historisch eigenständig entstanden (Bundeszentrale für 

politische Bildung, 2012; EKR, 2003; SRF, 2019; Swissinfo, 2019). 

Besonders sichtbar werden die kantonalen Unterschiede bei der öffentlich-rechtlichen Anerkennung 

von Religionsgemeinschaften. In vielen Kantonen verfügen die traditionellen christlichen Kirchen über 

eine besondere öffentlich-rechtliche Stellung, teilweise auch jüdische Religionsgemeinschaften. Damit 

können praktische Vorteile verbunden sein, etwa der Zugang zur Seelsorge in Spitälern, Gefängnissen 

oder der Armee sowie die Möglichkeit, konfessionellen Religionsunterricht in Schul-räumen anzubieten 

(Stöckli, 2025). 

Die folgende Grafik zeigt den Grundmechanismus: Die Kantone entscheiden über die Anerkennung von 

Religionsgemeinschaf-ten. Diese kann den Zugang zu staatlichen Leistungen und Formen der 

Zusammenarbeit erleichtern. 

Abbildung 7 

Anerkennung von Religionsgemeinschaften in der Schweiz: kantonale Unterschiede und praktische Folgen. 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis von Schmid & Kempf, 2026 sowie Cattacin et al., 2003 
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Anerkannte Religionsgemeinschaften haben häufig einen einfacheren Zugang zu Behörden, Seelsorge, 

Religionsunterricht oder anderen Formen der Zusammenarbeit. Je nach kantonaler Regelung kann mit 

der Anerkennung auch das Recht verbunden sein, Steuern zu erheben, wie dies beispielsweise bei den 

Kirchensteuern der Fall ist. Nicht anerkannte Religionsgemeinschaften verfügen über dieses Recht 

nicht. Sie können ihren Glauben ebenfalls frei ausüben, verfügen jedoch oft über weniger institutionelle 

Unterstützung. 

Mit der Anerkennung sind auch Anforderungen verbunden, beispielsweise ein demokratischer Aufbau, 

finanzielle Transparenz und die Verpflichtung, die Grundrechte einzuhalten. Sie bringt somit Rechte, 

aber auch Verantwortung mit sich (Stöckli, 2025). 

Beispiel: Seelsorge im Spital oder Gefängnis 

Wenn eine Religionsgemeinschaft anerkannt ist oder mit dem jeweiligen Kanton zusammenarbeitet, 

kann es einfacher sein, Seelsorge in öffentlichen Institutionen wie Spitälern, Gefängnissen oder der 

Armee anzubieten. Auch nicht anerkannte Religionsgemeinschaften können teilweise Zugang erhalten. 

Dieser beruht jedoch auf entsprechenden Regelungen oder Vereinbarungen und ist nicht automatisch 

garantiert. 

Die unterschiedlichen kantonalen Regelungen werfen eine wichtige Frage auf: Wie kann der Staat 

Religionsgemeinschaften anerkennen und mit ihnen zusammenarbeiten, ohne dabei andere Religionen 

zu benachteiligen? 

Nicht alle Religionsgemeinschaften haben in der Schweiz denselben rechtlichen Status. Während die 

katholische und die reformierte Kirche in Kantonen mit einem Anerkennungsmodell öffentlich-rechtlich 

anerkannt sind und teilweise auch jüdische Gemeinschaften über diesen Status verfügen, sind 

muslimische Religionsgemeinschaften bisher in keinem Kanton öffentlich-rechtlich anerkannt. Basel-

Stadt kennt daneben eine kantonale Anerkennung weiterer Religionsgemeinschaften, darunter der 

Alevitischen Gemeinde. Die Voraussetzungen und Formen der Anerkennung unterscheiden sich je nach 

Kanton (Schmid & Kempf, 2026). 

Ein generelles Recht auf öffentlich-rechtliche Anerkennung besteht nicht, selbst wenn bestimmte 

Voraussetzungen erfüllt sind. Die Anerkennung ist deshalb nicht nur eine rechtliche, sondern auch eine 

politische Frage. 

Dabei spielt das Neutralitätsgebot eine zentrale Rolle. Der Staat soll gegenüber verschiedenen 

Religionen und Weltanschauungen offen und unparteiisch bleiben. Das bedeutet nicht, dass jede 

Religionsgemeinschaft zwingend gleichbehandelt werden muss. Unterschiede können zulässig sein, 

wenn dafür sachliche Gründe bestehen. Auch eine Zusammenarbeit mit Religionsgemeinschaften ist 

möglich. Entscheidend ist, dass der Staat keine Religion willkürlich bevorzugt oder benachteiligt und 

die Glaubens- und Gewissensfreiheit aller Menschen wahrt (Tappenbeck & Pahud de Mortanges, 

2007). 

Die unterschiedlichen kantonalen Modelle zeigen, dass es in der Schweiz keine einheitliche Lösung gibt. 

Sie spiegeln historische Entwicklungen, kulturelle Traditionen und politische Entscheidungen wider, 

während überall dieselben Grundrechte gelten. 
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Beispiel: Zwei Kantone – unterschiedliche Lösungen 

Während Genf das Verhältnis zwischen Staat und Religion stärker trennt, arbeiten andere Kantone 

enger mit öffentlich-rechtlich anerkannten Religionsgemeinschaften zusammen. Beide Modelle sind 

mit der Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vereinbar, solange die Glaubens- 

und Gewissensfreiheit sowie die weiteren Grundrechte respektiert werden. Dieses Beispiel zeigt, dass 

unterschiedliche kantonale Lösungen innerhalb desselben verfassungsrechtlichen Rah-mens möglich 

sind. 

Die kantonalen Unterschiede wirken sich auch auf den Alltag aus, etwa in der Schule, am Arbeitsplatz, 

im Gesundheitswesen oder im öffentlichen Raum. Im nächsten Kapitel wird deshalb gezeigt, wie sich 

die Glaubens- und Gewissensfreiheit im Alltag auswirkt. 

Key Learning Insight (Wichtigste Lernpunkte): 

• Die Kantone regeln das Verhältnis zwischen Staat und Religion unterschiedlich. 

• Öffentlich-rechtliche Anerkennung erleichtert häufig die Zusammenarbeit zwischen Staat und 

Religionsgemeinschaften. 

• Anerkennung bedeutet sowohl Rechte als auch Pflichten. 

• Staatliche Neutralität schliesst eine Zusammenarbeit mit Religionsgemeinschaften nicht 

grundsätzlich aus. 

• Trotz unterschiedlicher kantonaler Modelle gilt die Glaubens- und Gewissensfreiheit in der ganzen 

Schweiz. 

8 Glaubensfreiheit in der Praxis 
Bis hierhin ging es vor allem um Begriffe, Grundrechte und staatliche Regeln. Im Alltag stellt sich jedoch 

eine entscheidende Frage: Können Menschen ihre Glaubens- und Gewissensfreiheit tatsächlich leben? 

Ein Recht auf dem Papier allein genügt oft nicht. Wer seinen Glauben gemeinsam mit anderen ausüben 

möchte, braucht häufig geeignete Räume, finanzielle Mittel, Ansprechpersonen, Sichtbarkeit und 

gesellschaftliche Akzeptanz. 

Wie vielfältig die religiöse Landschaft der Schweiz heute ist, zeigt das Beispiel des Kantons Luzern. Die 

Universität Luzern dokumentiert dort rund 230 Kirchgemeinden, Religionsgemeinschaften und 

religiöse Gruppen. Dazu gehören neben den traditionellen Landeskirchen unter anderem Freikirchen, 

orthodoxe Gemeinschaften, islamische Vereine, buddhistische Gruppen, hinduistische Traditionen und 

jüdische Gemeinschaften (Universität Luzern, 2024). 
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Die folgende Grafik veranschaulicht diese Vielfalt am Beispiel des Kantons Luzern. 

Abbildung 8 

Vielfalt der religiösen Gemeinschaften im Kanton Luzern. 

 
Quelle: Universität Luzern, 2024 

Die Grafik zeigt auch, dass Religionsgemeinschaften unterschiedlich organisiert, sichtbar und 

gesellschaftlich verankert sind. Viele katholische und reformierte Kirchen prägen seit Jahrhunderten 

das Ortsbild. Andere Religionsgemeinschaften treffen sich dagegen häufig in umgenutzten 

Wohnungen, Hinterhöfen, Industriearealen oder kleinen Mieträumen. Im Austausch mit dem Haus der 

Religionen wurde deutlich, dass gerade kleinere Religionsgemeinschaften oft Schwierigkeiten haben, 

bezahlbare und geeignete Räume für ihre religiösen Aktivitäten zu finden (Scherer, 2026). 

Beispiel: Religion im Hinterhof 

Eine kleine Religionsgemeinschaft darf ihren Glauben frei leben, findet aber keinen geeigneten Raum 

im Zentrum. Stattdessen trifft sie sich in einem Keller, einem Industriegebäude oder einem Hinterhof. 

Rechtlich ist ihre Glaubensfreiheit geschützt. Praktisch bleibt sie aber wenig sichtbar und hat weniger 

Möglichkeiten, als Teil der Gesellschaft wahrgenommen zu werden. 

Ein religiöser Ort ist dabei mehr als nur ein Gebäude. Gerade für Gemeinschaften mit 

Migrationsgeschichte kann er gleichzeitig als religiöses Zentrum, sozialer Treffpunkt, Beratungsstelle 

und Raum dienen, in dem Sprache, Kultur und Tradition weitergegeben werden (Universität Luzern, 

2024). 

Abbildung 9 

Haus der Religionen in Bern als Beispiel gelebter religiöser Vielfalt. 

 

Quelle: Haus der Religionen 
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Das Haus der Religionen vereint verschiedene Religionsgemeinschaften unter einem Dach. Dort 

verfügen Aleviten, Buddhisten, Christen, Hindus und Muslime über eigene Sakralräume und nutzen 

gleichzeitig gemeinsame Bereiche für Begegnung und Dialog. Für Gemeinschaften, die sich früher in 

Kellern, Hinterhöfen oder provisorischen Räumen trafen, bedeutet ein solcher Ort bessere räumliche 

Bedingungen sowie mehr öffentliche Sichtbarkeit und gesellschaftliche Anerkennung (Kronenberg, 

2014). 

Auch die öffentlich-rechtliche Anerkennung kann sich im Alltag auswirken, etwa bei der 

Zusammenarbeit mit staatlichen Stellen in der Seelsorge, im Religionsunterricht, bei Bestattungsfragen 

oder im Kontakt mit Behörden. Da sie kantonal geregelt ist, unterscheiden sich die Voraussetzungen 

und Möglichkeiten für Religionsgemeinschaften (Cattacin et al., 2003; Abdeleli, 2017). 

Damit zeigt sich der zentrale Unterschied zwischen rechtlicher Freiheit und gelebter Praxis: Ob 

Glaubensfreiheit tatsächlich wahrgenommen werden kann, hängt auch von Räumen, Sichtbarkeit, 

gesellschaftlicher Akzeptanz und institutionellen Möglichkeiten ab. 

Für Jugendliche wird dies besonders dort greifbar, wo sie einen grossen Teil ihres Alltags verbringen – 

in der Schule, im Klassen-lager, im Sportverein oder im Freundeskreis. Welche Bedeutung die Glaubens- 

und Gewissensfreiheit dort hat, zeigt das nächste Kapitel. 

Key Learning Insight (Wichtigste Lernpunkte): 

• Glaubensfreiheit ist rechtlich geschützt, muss aber auch praktisch gelebt werden können. 

• Räume, finanzielle Mittel und gesellschaftliche Sichtbarkeit beeinflussen wesentlich, ob 

Religionsgemeinschaften ihren Glauben würdevoll ausüben können. 

• Religiöse Orte sind häufig auch soziale Treffpunkte und Orte der Zugehörigkeit. 

• Nicht alle Religionsgemeinschaften verfügen über denselben Zugang zu Anerkennung und 

staatlichen Strukturen. 

• Orte wie das Haus der Religionen zeigen, wie Dialog, Sichtbarkeit und gegenseitiger Respekt 

praktisch gefördert werden können. 

9 Religion in Schule, Jugend und Alltag 
Für viele Jugendliche wird Glaubens- und Gewissensfreiheit nicht zuerst im Gesetz sichtbar, sondern 

im Alltag. Gerade in der Schule treffen unterschiedliche religiöse, weltanschauliche und kulturelle 

Hintergründe aufeinander. Dort zeigt sich, wie Grundrechte und gemeinsame Regeln miteinander in 

Einklang gebracht werden können. 

Darf jemand religiöse Kleidung tragen? Was passiert, wenn ein religiöser Feiertag auf einen Schultag 

fällt? Gibt es im Klassen-lager vegetarisches, halal oder koscheres Essen? Wie spricht man im Unterricht 

über Religion, ohne einzelne Schülerinnen und Schüler blosszustellen? Auch die Frage, ob 

Lehrpersonen sichtbare religiöse Symbole tragen dürfen, wird in der Schweiz derzeit kontrovers 

diskutiert (Egerkinger Komitee, o. D.; SRF, 2026). 
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Beispiel: Schwimmunterricht 

Ein bekanntes Beispiel ist der Schwimmunterricht. Für manche Familien kann gemischter 

Schwimmunterricht aus religiösen Gründen schwierig sein. Die Rechtsprechung des Bundesgerichts hat 

sich hierzu im Laufe der Zeit verändert. 

1993 anerkannte das Bundesgericht grundsätzlich einen Anspruch auf Dispensation vom 

gemischtgeschlechtlichen Schwimmunterricht aus religiösen Gründen. Mit einem späteren 

Grundsatzentscheid aus dem Jahr 2008 änderte es diese Praxis. Seither ist eine Dispensation vom 

obligatorischen Schwimmunterricht aus religiösen Gründen grundsätzlich nicht mehr zulässig. Das 

Bundesgericht begründete dies insbesondere mit der Bedeutung des Unterrichts für Integration, 

Gleichbehandlung und den Bildungsauftrag der Schule. Gleichzeitig sollen Schulen religiösen 

Bedürfnissen nach Möglichkeit Rechnung tragen, beispielsweise durch körperbedeckende 

Badebekleidung, getrennte Umkleidemöglichkeiten oder andere verhältnismässige Lösungen 

(Bundesgericht, 1993, 2008; Egbuna-Joss, 2012). 

Auch über religiöse Kleidung wird an öffentlichen Schulen diskutiert. Für eine Schülerin kann das 

Kopftuch Ausdruck ihres Glaubens oder ihrer Identität sein. Gleichzeitig wird ihm in öffentlichen 

Debatten teilweise eine gesellschaftliche oder politische Bedeutung zugeschrieben (EKR, 2011, 2026). 

Das Bundesgericht hat entschieden, dass ein generelles Kopftuchverbot an öffentlichen Schulen 

unverhältnismässig ist. So-lange eine Schülerin andere nicht unter Druck setzt, ebenfalls ein Kopftuch 

zu tragen, ist das Tragen grundsätzlich durch die Glaubens- und Gewissensfreiheit geschützt. Das 

Gericht betonte zudem, dass niemand einen Anspruch darauf hat, von religiösen oder 

weltanschaulichen Überzeugungen anderer verschont zu bleiben (Bundesgericht, 2008, 2015). Auch 

der Bundesrat kommt in einem Bericht zum Schluss, dass ein generelles Kopftuchverbot an öffentlichen 

Schulen nicht verhältnismässig wäre (Bundesrat, 2026). 

Solche Fragen lassen sich jedoch nicht allein durch rechtliche Vorschriften lösen. Schulen müssen 

gemeinsame Regeln schaffen und zugleich einen respektvollen Umgang mit unterschiedlichen 

religiösen und weltanschaulichen Überzeugungen ermöglichen (SRF, 2014). 

Religion sollte deshalb nicht erst zum Thema werden, wenn ein Konflikt entsteht. Im Austausch mit 

dem Haus der Religionen wurde darauf hingewiesen, dass im Unterricht häufig vor allem die bekannten 

«Weltreligionen» behandelt werden, während kleinere Religionsgemeinschaften, unterschiedliche 

Strömungen innerhalb einer Religion oder Menschen ohne Religionszuge-hörigkeit weniger sichtbar 

bleiben (Scherer, 2026). 

Dabei stellt sich auch die Frage, wie neutral Unterricht über Religion sein kann. Bereits die Auswahl der 

behandelten Religionen und Themen stellt eine Wertentscheidung dar. Staatliche Neutralität bedeutet 

deshalb nicht, Religion aus dem Unterricht auszublenden, sondern religiöse und weltanschauliche 

Vielfalt möglichst sachlich, ausgewogen und altersgerecht zu vermitteln, ohne einzelne Religionen zu 

bevorzugen oder zu benachteiligen (Tappenbeck & Pahud de Mortanges, 2007; Kley, 2008). 
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Beispiel: Unterricht über Religion 

Werden im Unterricht nur kurz die «fünf Weltreligionen» behandelt, kann Religion schnell wie ein fixes 

Schema wirken. Tat-sächlich gibt es innerhalb von Religionen unterschiedliche Strömungen, kulturelle 

Ausprägungen und individuelle Formen des Glaubens. Auch Menschen ohne Religionszugehörigkeit 

gehören zur gesellschaftlichen Realität. 

Ziel ist nicht, Jugendliche religiös zu beeinflussen, sondern Wissen zu vermitteln, Vorurteile abzubauen 

und einen respektvollen Umgang mit unterschiedlichen Überzeugungen zu fördern. Auch 

Medienkompetenz spielt eine wichtige Rolle, da viele Jugendliche Religion über soziale Medien, 

Nachrichten oder politische Debatten wahrnehmen. Sie kann helfen, Informationen kritisch 

einzuordnen und religiöse Vielfalt differenzierter wahrzunehmen (Estermann, 2026). 

Dass diese Vielfalt nicht nur in grossen Städten existiert, zeigt die von der Universität Luzern 

dokumentierte breite religiöse Landschaft im Kanton Luzern (Universität Luzern, 2024). Schulen 

brauchen deshalb neben rechtlichen Vorgaben auch Wissen und Sensibilität im Umgang mit Religion 

und Weltanschauung. Jugendliche wiederum brauchen Räume, in denen sie Fragen stellen und 

unterschiedliche Überzeugungen respektvoll diskutieren können. 

Im nächsten Kapitel richtet sich der Blick auf einen Bereich, in dem Glaubensfreiheit besonders sichtbar 

wird: religiöse Symbole im öffentlichen Raum. 

Key Learning Insight (Wichtigste Lernpunkte): 

• Glaubensfreiheit wird für Jugendliche besonders im Schulalltag konkret. 

• Viele Fragen betreffen nicht nur das Recht, sondern auch praktische Lösungen, Kommunikation und 

gegenseitiges Verständnis. 

• Schulen sollen gemeinsame Regeln schaffen und gleichzeitig religiöse sowie weltanschauliche 

Vielfalt respektieren. 

• Bildung über Religionen und Medienkompetenz können dazu beitragen, Vorurteile abzubauen und 

Unsicherheiten zu verringern. 

• Jugendliche brauchen Räume, in denen sie offen über Religion, Nichtreligion und persönliche 

Überzeugungen sprechen können. 

10 Religiöse Symbole im öffentlichen Raum 
Religion bleibt nicht immer unsichtbar. Sie kann im öffentlichen Raum sichtbar werden – etwa durch 

Kleidung, Gebäude, Rituale oder andere religiöse Symbole. Dazu gehören beispielsweise ein Kopftuch, 

eine Kippa, ein Kreuz, ein Turban, ein Minarett, eine Kirche, eine Moschee, ein Tempel oder religiöse 

Feste. 

Gerade diese Sichtbarkeit führt in der Schweiz immer wieder zu gesellschaftlichen und politischen 

Diskussionen. Christliche Kirchen, Kreuze oder Glocken werden vielerorts als selbstverständlich 

wahrgenommen. Andere religiöse Zeichen wirken dagegen schneller neu, ungewohnt oder fremd, 

obwohl auch ihre Gemeinschaften längst Teil der Schweizer Gesellschaft sind (EKR, 2017). 
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Die entscheidende Frage lautet deshalb nicht nur, ob Religion sichtbar sein darf. Ebenso wichtig ist, wie 

unterschiedliche Formen religiöser Sichtbarkeit wahrgenommen werden und weshalb manche 

Symbole kaum auffallen, während andere intensive Debatten auslösen. 

Die folgende Grafik veranschaulicht diese Entwicklung am Beispiel des Kantons Luzern. Sie zeigt, dass 

religiöse Vielfalt nicht plötzlich entstanden ist, sondern sich über viele Jahrzehnte entwickelt hat. 

Gleichzeitig wird deutlich, dass diese Entwicklung regional unterschiedlich verläuft und nicht alle. 

Abbildung 10 

Gründungen religiöser Gemeinschaften im Kanton Luzern ab 1860. 

 

Quelle: Universität Luzern, 2024 

Die Grafik macht deutlich, dass religiöse Vielfalt weit mehr umfasst als einige wenige grosse 

Religionsgemeinschaften. Neben den traditionellen Kirchen gibt es zahlreiche kleinere Gemeinschaften 

und religiöse Traditionen, die heute ebenfalls Teil der Schweizer Gesellschaft sind. Gleichzeitig sind 

nicht alle Religionen im öffentlichen Raum gleich sichtbar oder werden gleich selbstverständlich 

wahrgenommen. 

Die Religionslandschaft der Schweiz hat sich in den vergangenen Jahrzehnten stark verändert. Neben 

reformierten und römisch-katholischen Christinnen und Christen leben heute auch Angehörige von 

Freikirchen, orthodoxen Kirchen, jüdischen Gemeinschaften, buddhistischen Gruppen, Musliminnen 

und Muslimen, hinduistischen Traditionen, Sikhs sowie weiterer Religionen in der Schweiz. Gleichzeitig 

ist der Anteil der Menschen ohne Religionszugehörigkeit deutlich gestiegen (EDA, 2024). 

Damit stellt sich eine weiterführende Frage: Was bedeutet staatliche Neutralität im öffentlichen Raum 

konkret? Bedeutet sie, religiöse Sichtbarkeit möglichst zu vermeiden – oder unterschiedliche religiöse 

und weltanschauliche Überzeugungen nach denselben rechtlichen Grundsätzen zu behandeln? 
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Beispiel: Kirche, Moschee oder Tempel? 

Eine Kirche mit Glockenturm gehört in vielen Schweizer Dörfern selbstverständlich zum Ortsbild. Eine 

Moschee, ein Tempel oder ein Gebetsraum in einem Industriequartier wird dagegen häufig stärker 

wahrgenommen oder diskutiert. Doch auch die Nutzung von Kirchenglocken kann zu rechtlichen 

Auseinandersetzungen führen. So hielt das Bundesgericht im Fall des Früh-geläuts der reformierten 

Kirche Bubikon fest, dass Kirchengeläut als Teil der Religionsausübung geschützt sein kann, zum Schutz 

der öffentlichen Ruhe aber eingeschränkt werden darf (Bundesgericht, 2000). Dieses Beispiel zeigt, 

dass religiöse Sichtbarkeit unterschiedlich bewertet wird und religiöse Praktiken mit anderen 

öffentlichen Interessen abgewogen werden können. 

Ein besonders bekanntes Beispiel dafür ist das Minarettverbot. Seit der Volksabstimmung von 2009 

hält die Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft fest, dass der Bau neuer Minarette 

verboten ist. Rechtlich betrifft diese Regelung ein bestimmtes religiöses Symbol. Gesellschaftlich reicht 

die Debatte jedoch weit darüber hinaus. Sie berührt Fragen der Zugehörigkeit, der direkten 

Demokratie, des Minderheitenschutzes und der Frage, wie viel religiöse Sichtbarkeit eine Mehrheit 

akzeptieren möchte. 

Bereits vor der Volksabstimmung äusserte sich die EKR kritisch zur Minarettinitiative. Sie warnte vor 

möglichen Auswirkungen auf die Religionsfreiheit und das Zusammenleben in einer religiös vielfältigen 

Gesellschaft (EKR, 2008). Rückblickend weist die EKR zudem darauf hin, dass die Initiative im 

Zusammenhang mit Stereotypen und einer zunehmend zugespitzten öffentlichen Debatte über 

Musliminnen und Muslime betrachtet werden muss (EKR, 2023). 

Das Beispiel macht deutlich, dass religiöse Symbole häufig mit politischen Themen wie Sicherheit, 

Integration, nationaler Identität oder gesellschaftlichem Zusammenhalt verknüpft werden. Dadurch 

geht die Diskussion oft über das eigentliche Symbol hinaus. 

Ein weiteres Beispiel für dieses Spannungsfeld ist das Verhüllungsverbot. Das Verbot richtet sich gegen 

die Verhüllung des Gesichts im öffentlichen Raum und betrifft nicht das Kopftuch, da dieses das Gesicht 

nicht verdeckt. Politisch wurde die Debatte jedoch stark mit muslimischen Frauen verbunden, welche 

eine Burka tragen. Tatsächlich betrifft die Vollverschleierung in der Schweiz nur eine kleine Zahl von 

Frauen: Gemäss einer von Amnesty International angeführten Studie tragen etwa 20 bis 30 Frauen in 

der Schweiz eine Burka oder einen Nikab. Hinzu kommen gelegentlich Touristinnen aus den Golfstaaten 

(Amnesty International, 2021). Daran zeigt sich ein wichtiger Punkt: Gesetze können allgemein 

formuliert sein, in der Praxis aber bestimmte Gruppen stärker betreffen und dadurch zu Diskussionen 

über indirekte Diskriminierung führen (Schmid & Kempf, 2026). 
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Beispiel: Allgemeine Regel, konkrete Wirkung 

Ein Verbot kann allgemein formuliert sein und für alle Menschen gelten. In der politischen Debatte 

kann es dennoch vor allem mit einer bestimmten Gruppe verbunden werden. Beim Verhüllungsverbot 

wurde die Diskussion stark mit Burka oder Nikab tragenden muslimischen Frauen verknüpft, obwohl 

die Regel formal für alle gilt. 

Das Verhüllungsverbot verdeutlicht damit einen ähnlichen Mechanismus wie das Minarettverbot. 

Beide Debatten verbinden Fragen der Religionsfreiheit mit Themen wie Sicherheit, Gleichstellung, 

Integration oder gesellschaftlichem Zusammenhalt. Dabei können allgemein formulierte Regeln in der 

Praxis bestimmte Religionsgemeinschaften oder Gruppen stärker betreffen als andere (Waldmann, 

2025). 

Diese Beispiele zeigen zugleich, dass religiöse Symbole unterschiedlich wahrgenommen werden 

können. Für die einen sind sie Ausdruck der eigenen religiösen oder weltanschaulichen Überzeugung. 

Für andere stehen sie für gesellschaftliche oder politische Entwicklungen. Gerade deshalb entstehen 

kontroverse Diskussionen darüber, wie sichtbar Religion im öffentlichen Raum sein soll und welche 

Rolle der Staat dabei einnehmen soll. 

Letztlich geht es um grundlegende Fragen des Zusammenlebens: Wer darf seine Überzeugungen 

sichtbar zeigen? Welche religiösen Ausdrucksformen gelten, als selbstverständlich und welche werden 

schneller hinterfragt? Und wie kann der Staat mit religiöser Vielfalt umgehen, ohne einzelne Religionen 

zu bevorzugen oder zu benachteiligen? 

Genau an diesem Punkt schliesst das nächste Kapitel an. Wenn bestimmte Religionsgemeinschaften 

stärker hinterfragt oder mit gesellschaftlichen Problemen in Verbindung gebracht werden, rücken 

Fragen der Gleichbehandlung, gesellschaftlichen Teilhabe und des Schutzes vor Diskriminierung in den 

Mittelpunkt. 

Key Learning Insight (Wichtigste Lernpunkte): 

• Religion kann im öffentlichen Raum sichtbar werden, etwa durch Kleidung, Gebäude oder Rituale. 

• Religiöse Symbole werden gesellschaftlich unterschiedlich wahrgenommen. Manche gelten als 

selbstverständlich, andere werden häufiger hinterfragt. 

• Das Minarettverbot und das Verhüllungsverbot zeigen, wie religiöse Sichtbarkeit politisiert werden 

kann. 

• Hinter Debatten über religiöse Symbole stehen häufig weitergehende Fragen zu Sicherheit, 

Integration, Gleichstellung und gesellschaftlichem Zusammenleben. 

• Die zentrale Herausforderung besteht darin, religiöse Vielfalt sichtbar zuzulassen und gleichzeitig 

alle Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften gleich zu behandeln. 
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11 Gleichbehandlung, Diskriminierungsverbot und 

gesellschaftliche Vielfalt 
Glaubens- und Gewissensfreiheit schützt das Recht der Menschen, ihren Glauben frei zu wählen und 

auszuüben. Damit dieses Grundrecht im Alltag wirksam wird, müssen Menschen ihren Glauben oder 

ihre Weltanschauung jedoch auch ohne Benachteiligung oder Ausgrenzung leben können. Deshalb 

gehören Gleichbehandlung, Diskriminierungsschutz und Minderheitenschutz zur Glaubens- und 

Gewissensfreiheit. 

Die Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft hält in Artikel 8 Absatz 1 fest: «Alle 

Menschen sind vor dem Gesetz gleich.» Vergleichbare Situationen sollen grundsätzlich gleichbehandelt 

werden. Unterschiedliche Situationen dürfen unterschiedlich geregelt werden, wenn dafür ein 

sachlicher Grund besteht. Juristinnen und Juristen sprechen dabei vom Gleichbehandlungsgebot 

(Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, Art. 8 Abs. 1; Waldmann, 2025). 

Das Diskriminierungsverbot schützt Menschen unter anderem davor, wegen ihrer Religion oder 

Weltanschauung benachteiligt zu werden. Gegenüber staatlichen Behörden ist dieser Schutz besonders 

weitreichend, während er zwischen Privatpersonen teilweise weniger umfassend ist. Öffentliche 

Aufrufe zu Hass oder schwerwiegende Diskriminierungen können zudem nach Artikel 261bis StGB 

strafbar sein (Waldmann, 2025). 

Daneben schützt Artikel 261 StGB («Störung der Glaubens- und Kultusfreiheit») die Glaubens- und 

Gewissensfreiheit selbst. Nicht jede provokative oder verletzende Aussage ist jedoch strafbar. 

Entscheidend sind die konkreten Umstände des Einzelfalls (Bundesrat, 2019). Damit stellt sich die 

grundsätzliche Frage, wie weit der strafrechtliche Schutz religiöser Überzeugungen reichen soll und wie 

er sich zum Schutz vor Diskriminierung verhält. 

Beispiel: Fall Ameti 

Wie schwierig diese Abgrenzung sein kann, zeigt der Fall Ameti. 2024 veröffentlichte die Zürcher 

Politikerin Sanija Ameti Bil-der, auf denen sie mit einer Luftpistole auf eine Darstellung der christlichen 

Figuren Maria und Jesus schoss. In der öffentlichen Diskussion stellte sich unter anderem die Frage, ob 

ihr Verhalten Artikel 261 StGB erfüllen könnte. Der Fall verdeutlicht die schwierige Abgrenzung 

zwischen Meinungsäusserung, Religionskritik und einer möglichen strafbaren Herabsetzung religiöser 

Überzeugungen (StrafrechtOnline, 2024). 

Dabei stehen verschiedene Grundrechte miteinander in Beziehung. Neben der Glaubens- und 

Gewissensfreiheit spielen beispielsweise die Meinungsäusserungsfreiheit und die Kunstfreiheit eine 

Rolle, die im Einzelfall gegeneinander abgewogen wer-den müssen. 

Gesetze allein gewährleisten jedoch noch keine Gleichbehandlung. Ein Beispiel dafür ist 

antimuslimischer Rassismus. Die EKR beschreibt damit eine ablehnende Haltung, bei der Musliminnen 

und Muslime oder als muslimisch wahrgenommene Menschen als «fremd» konstruiert und ihnen 

pauschal Eigenschaften wie fanatisch, aggressiv, frauenunterdrückend oder bedrohlich zugeschrieben 

werden. Solche Stereotype können Diskriminierung etwa in Schule, Arbeit, Wohnungssuche oder beim 

Behördenkontakt verstärken. Die Fachstelle für Rassismusbekämpfung (FRB) zeigt in einer Studie aus 
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dem Jahr 2025, dass antimuslimischer Rassismus sowohl im Alltag als auch in Institutionen vorkommt 

(EKR, 2023; FRB, 2025). 

Auch Antisemitismus gehört weiterhin zur gesellschaftlichen Realität. Er umfasst Vorurteile, 

Feindseligkeit oder Diskriminierung gegenüber Jüdinnen und Juden und kann sich etwa in 

beleidigenden Aussagen, Verschwörungserzählungen, Ausgrenzung oder Gewalt äussern 

(Eidgenössische Kommission gegen Rassismus [EKR], 2022). Jüdische Menschen und Einrichtungen sind 

zudem zunehmend mit Sicherheitsbedenken konfrontiert, sodass beispielsweise Synagogen teilweise 

unter besonderen Schutzmassnahmen stehen (Schneider, 2026). 

Beispiel: Wenn Religion zur Schublade wird 

Eine junge Person wird aufgrund ihres Namens, ihres Aussehens oder eines Kopftuchs automatisch als 

«muslimisch» wahrgenommen. Noch bevor sie etwas gesagt hat, werden ihr bestimmte Eigenschaften 

zugeschrieben. Dadurch kann sie auf eine vermeintliche Gruppenzugehörigkeit reduziert werden, statt 

als Individuum wahrgenommen zu werden. 

Solche Zuschreibungen können die gleichberechtigte gesellschaftliche Teilhabe erschweren. 

Gleichzeitig ist eine wichtige Unterscheidung notwendig: Sachliche Religionskritik gehört zu einer 

offenen und demokratischen Gesellschaft. Religiöse Ideen, Institutionen und Praktiken dürfen kritisch 

hinterfragt werden. Religionsgemeinschaften sind jedoch keine einheitlichen Gruppen. Aussagen 

einzelner Institutionen oder Personen lassen sich deshalb nicht pauschal auf alle Angehörigen einer 

Religionsgemeinschaft übertragen. Kritik sollte sich auf konkrete Überzeugungen, Positionen oder 

Institutionen beziehen und nicht ganze Religionsgemeinschaften pauschal abwerten (EKR, 2023, 2026). 

Auch Medien beeinflussen, wie religiöse Gemeinschaften wahrgenommen werden. Wiederkehrende 

Darstellungen können Vorurteile verstärken oder abbauen (FRB, 2025). Eine Studie zur 

Berichterstattung über Musliminnen und Muslime zeigt, dass in 55 Prozent der untersuchten Beiträge 

über sie gesprochen wurde, ohne ihre eigene Perspektive einzubeziehen. Themen wie Alltag oder 

gelingende Integration kamen zudem deutlich seltener vor als Radikalisierung oder Terrorismus 

(Ettinger, 2018). 

Abbildung 11 

Thematischer Kontext der Berichterstattung über Musliminnen und Muslime in der Schweiz.  

 

Quelle: Ettinger, 2018 

Die Grafik zeigt, dass Themen wie Sichtbarkeit, Radikalisierung oder Terror deutlich häufiger behandelt 

werden als Alltag oder gelingende Integration. Dadurch kann ein verzerrtes gesellschaftliches Bild 

entstehen. 
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Beispiel: Wer kommt selbst zu Wort? 

Es macht einen Unterschied, ob über eine religiöse Minderheit gesprochen wird oder ob Menschen aus 

dieser Minderheit ihre Erfahrungen selbst schildern können. Sind ihre eigenen Perspektiven kaum 

sichtbar, entsteht leichter ein einseitiges Bild. 

Minderheitenschutz bedeutet deshalb nicht, Kritik an Religion zu verhindern, sondern Menschen vor 

Pauschalisierungen, Ausgrenzung und ungerechter Behandlung zu schützen. Die Eidgenössische 

Kommission gegen Rassismus weist zudem darauf hin, dass der rechtliche Diskriminierungsschutz in 

der Schweiz, insbesondere im Privatrecht, teilweise lückenhaft ist, und setzt sich für einen stärkeren 

gesetzlichen Schutz ein (EKR, 2024, 2025). 

Dies betrifft nicht nur Musliminnen und Muslime oder Jüdinnen und Juden. Auch kleinere 

Religionsgemeinschaften, Menschen ohne Religionszugehörigkeit oder Personen, die eine Religion 

verlassen möchten, können Vorurteilen, Ausgrenzung oder sozialem Druck begegnen. Glaubens- und 

Gewissensfreiheit schützt deshalb religiöse Mehrheiten ebenso wie Minderheiten, Nicht-gläubige und 

Menschen, die ihre Überzeugungen ändern oder offen leben möchten. 

Im nächsten Kapitel richtet sich der Blick auf konkrete politische Fallbeispiele aus der Schweiz und 

darauf, wie Fragen der Glaubens- und Gewissensfreiheit politisch diskutiert und entschieden werden. 

Key Learning Insight (Wichtigste Lernpunkte): 

• Gleichbehandlung bedeutet mehr als gleiche Gesetze. Entscheidend ist auch, wie Menschen im 

Alltag behandelt werden. 

• Religiöse Diskriminierung kann verschiedene Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften 

betreffen. 

• Religionskritik ist Teil einer offenen Gesellschaft. Problematisch wird sie, wenn Menschen aufgrund 

ihrer Religionszugehörigkeit pauschal abgewertet werden. 

• Medien und politische Debatten beeinflussen, wie religiöse Minderheiten wahrgenommen werden, 

und können Vorurteile so-wohl verstärken als auch abbauen. 

• Glaubensfreiheit umfasst nicht nur den rechtlichen Schutz, sondern auch die Möglichkeit, ohne 

Diskriminierung und Ausgrenzung am gesellschaftlichen Leben teilzunehmen. 
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12 Politische Fallbeispiele aus der Schweiz 
Die Glaubens- und Gewissensfreiheit ist in der Schweiz rechtlich geschützt, ihre konkrete Ausgestaltung 

wird jedoch immer wieder politisch diskutiert. Besonders sichtbar wird dies bei Volksabstimmungen, 

unterschiedlichen Positionen politischer Parteien oder der Anerkennung von Religionsgemeinschaften. 

Staatliche Neutralität als gemeinsame Grundfrage 

Hinter vielen dieser Debatten steht die Frage, wie staatliche Neutralität in einer religiös und 

weltanschaulich vielfältigen Gesellschaft umgesetzt werden soll. Neutralität bedeutet nicht, dass der 

Staat keine Entscheidungen trifft. Vielmehr sollen diese sachlich, nachvollziehbar und gegenüber 

Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften möglichst fair ausgestaltet werden (Kley, 2008). 

Das Minarettverbot 

2009 nahm eine Mehrheit der Schweizer Stimmberechtigten die Volksinitiative an, welche den Bau 

neuer Minarette verbietet. 57,5 Prozent stimmten der Initiative zu. Unterstützt wurde sie vor allem von 

der SVP und der EDU, während sie unter anderem von vielen Politikerinnen und Politikern, Kirchen und 

islamischen Organisationen abgelehnt wurde (SWI swissinfo.ch, 2019). 

Das Minarettverbot verdeutlicht ein Spannungsfeld zwischen direkter Demokratie und 

Minderheitenschutz. Rechtlich wurde der Bau eines bestimmten religiösen Symbols verboten. Politisch 

wurde die Debatte jedoch mit Fragen nach Zugehörigkeit, Integration, Sicherheit und nationaler 

Identität verbunden. Die EKR kritisierte bereits vor der Abstimmung, dass dadurch Musliminnen und 

Muslime gegenüber Angehörigen anderer Religionen ungleich behandelt würden und Vorurteile 

verstärkt werden könnten (EKR, 2008). 

Abbildung 12 

Abstimmungskampagne zum Minarettverbot, 2019. 

 

Quelle: SRF 

Die Abstimmungskampagne zeigt, wie das Minarett mit Themen wie Sicherheit, Migration und 

nationaler Identität verknüpft wurde. 

Beispiel: Direkte Demokratie und Minderheitenschutz 

Die direkte Demokratie ermöglicht es der Bevölkerung, über politische Fragen abzustimmen. Beim 

Minarettverbot entschied die Mehrheit jedoch über ein religiöses Symbol einer Minderheit. Daraus 

ergibt sich die Frage: Wie lassen sich Volksrechte und Minderheitenschutz miteinander vereinbaren? 

 

https://www.google.com/url?sa=t&source=web&rct=j&url=https%3A%2F%2Fwww.srf.ch%2Faudio%2Fkontext%2F10-jahre-minarett-verbot-was-hat-sich-seither-getan%3Fid%3D16023bb2-9126-4484-b564-f103b817e0a1&opi=89978449
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Das Verhüllungsverbot 

Seit dem 1. Januar 2025 ist es in der Schweiz grundsätzlich verboten, das Gesicht an öffentlich 

zugänglichen Orten zu verhüllen. Verstösse können mit einer Busse geahndet werden (Bundesrat, 

2024). 

Bereits während der politischen Debatte standen unterschiedliche Interessen gegenüber. 

Befürworterinnen und Befürworter verbanden das Verbot unter anderem mit öffentlicher Sicherheit, 

sozialer Verständigung und der Gleichstellung von Frau und Mann. Der Bundesrat lehnte die Initiative 

hingegen ab und bevorzugte einen indirekten Gegenvorschlag, da er ein nationales Verbot als 

unverhältnismässig betrachtete und den Kantonen Handlungsspielraum lassen wollte (Bundesrat, 

2018). 

Abbildung 13 

Abstimmungskampagne zum Verhüllungsverbot. 

 

Quelle: SVP Kanton Zug 

Auch diese Kampagne verknüpfte die Gesichtsverhüllung mit Themen wie Sicherheit, Extremismus und 

gesellschaftlichem Zusammenleben. Kritikerinnen und Kritiker sehen im Verbot dagegen eine 

Einschränkung persönlicher Freiheit und eine mögliche Stigmatisierung muslimischer Frauen. Amnesty 

International kritisierte solche Verbote als Symbolpolitik, die antimuslimischen Rassismus verstärken 

und muslimische Frauen zusätzlich ausgrenzen könne (Amnesty International, o. D.). 

Beispiel: Wenn ein Symbol politisch aufgeladen wird 

Ein Minarett oder eine Gesichtsverhüllung kann in politischen Kampagnen weit über seine konkrete 

religiöse oder kulturelle Bedeutung hinaus für Sicherheit, Integration, Gleichstellung oder nationale 

Identität stehen. 

Politische Parteien vertreten unterschiedliche Positionen 

Volksabstimmungen sind nicht die einzigen Orte, an denen über Religion diskutiert wird. Auch 

politische Parteien vertreten unterschiedliche Vorstellungen darüber, wie Glaubens- und 

Gewissensfreiheit, staatliche Neutralität und religiöse Vielfalt in der Schweiz ausgestaltet werden 

sollen. 

 

https://www.google.com/url?sa=t&source=web&rct=j&url=https%3A%2F%2Fwww.svp-zug.ch%2Fartikel%2Fja-zum-verhuellungsverbot%2F&opi=89978449
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Die SVP betont in ihrem Parteiprogramm das christlich-abendländische Fundament der Schweiz. 

Gleichzeitig lehnt sie religiös motivierte Sonderrechte, besondere Grabregelungen, besondere 

Feiertagsregelungen für nicht anerkannte Glaubensgemeinschaften sowie die Anerkennung nicht 

westlicher Religionsgemeinschaften als öffentlich-rechtliche Körperschaften ab (SVP, o. D.). 

Die SP Schweiz setzt andere Schwerpunkte. Sie fordert in einer Resolution aus dem Jahr 2026 einen 

stärkeren Schutz vor antimuslimischem Rassismus sowie Massnahmen zur Förderung von 

Religionsfreiheit, Gleichstellung und Antidiskriminierung. Sie spricht sich zudem gegen pauschale 

Einschränkungen religiöser Ausdrucksformen aus (SP Schweiz, 2026). 

Diese Beispiele zeigen, dass Glaubens- und Gewissensfreiheit politisch unterschiedlich gewichtet wird. 

Während einige Parteien gemeinsame Regeln, Sicherheit oder Tradition stärker betonen, legen andere 

den Schwerpunkt auf Religionsfreiheit, Gleichbehandlung und den Schutz vor Diskriminierung. Solche 

unterschiedlichen Positionen gehören zu einer demokratischen Gesellschaft. 

Anerkennung von Religionsgemeinschaften 

Auch die staatliche Anerkennung von Religionsgemeinschaften ist ein wichtiges politisches Thema. Da 

das Verhältnis zwischen Staat und Religion kantonal geregelt wird, bestehen unterschiedliche 

Lösungen. Die Anerkennung kann praktische Fol-gen haben, beispielsweise für die Seelsorge in 

Spitälern oder Gefängnissen, den Religionsunterricht, Steuerfragen oder das Bestattungswesen 

(Cattacin et al., 2003). Eine fehlende öffentlich-rechtliche Anerkennung bedeutet jedoch nicht 

automatisch, dass einer Religionsgemeinschaft der Zugang zu solchen Bereichen vollständig verwehrt 

bleibt. 

Gerade hier wird der Unterschied zwischen rechtlicher Freiheit und praktischer Gleichbehandlung 

sichtbar. Grundsätzlich dürfen alle Menschen ihren Glauben frei ausüben. Dennoch haben nicht alle 

Religionsgemeinschaften denselben Zugang zu staatlichen Strukturen. Gleichzeitig sind mit einer 

staatlichen Anerkennung nicht nur Rechte, sondern auch bestimmte Pflichten verbunden. 

Beispiel: Rechtliche Freiheit und praktische Gleichbehandlung 

Eine Religionsgemeinschaft darf ihren Glauben frei leben und Gottesdienste durchführen. Trotzdem 

kann es schwieriger sein, Zugang zur Seelsorge in einem Spital oder zu öffentlicher Unterstützung zu 

erhalten, wenn sie nicht öffentlich-rechtlich anerkannt ist. Das zeigt: Rechtliche Freiheit bedeutet nicht 

automatisch gleiche praktische Möglichkeiten. 
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13 Fazit 
Die verschiedenen Fallbeispiele zeigen, dass Glaubens- und Gewissensfreiheit in der Schweiz immer 

wieder politisch diskutiert und unterschiedlich interpretiert wird. Dabei geht es nicht nur um Religion 

selbst, sondern auch um Fragen des Minderheitenschutzes, der Gleichbehandlung, der Sicherheit, der 

Integration und des gesellschaftlichen Zusammenhalts. 

Politische Entscheide müssen deshalb unterschiedliche Interessen miteinander in Einklang bringen: 

Grundrechte schützen, demokratische Entscheide respektieren und das Zusammenleben in einer 

vielfältigen Gesellschaft gestalten. 

Für die Jugendsession stellt sich deshalb die entscheidende Frage: 

Wie kann die Schweiz die Glaubens- und Gewissensfreiheit stärken und gleichzeitig gemeinsame 

Regeln, Gleichbehandlung und gesellschaftlichen Zusammenhalt gewährleisten? 

Key Learning Insight (Wichtigste Lernpunkte): 

• Politische Fallbeispiele zeigen, dass Glaubens- und Gewissensfreiheit in der Schweiz nicht nur vor 

Gericht, sondern auch im Rahmen von Abstimmungen, in Parteiprogrammen und bei der 

Anerkennung von Religionsgemeinschaften diskutiert werden. 

• Das Minarettverbot und das Verhüllungsverbot zeigen, wie religiöse Symbole mit Fragen der 

Sicherheit, Integration, Gleichstellung und Minderheitenschutz verbunden werden und damit 

negative Stereotype gegenüber Musliminnen und Muslimen fördern können. 

• Politische Parteien vertreten unterschiedliche Vorstellungen darüber, wie Glaubensfreiheit und 

religiöse Vielfalt ausgestaltet werden sollen. 

• Die Anerkennung von Religionsgemeinschaften macht deutlich, dass rechtliche Freiheit nicht 

automatisch gleiche praktische Möglichkeiten bedeutet. 

• Die zentrale politische Herausforderung besteht darin, Glaubens- und Gewissensfreiheit, 

demokratische Entscheide, Gleich-behandlung und gesellschaftlichen Zusammenhalt miteinander 

in Einklang zu bringen. 
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14 Politische Handlungsoptionen und Diskussionsfragen 
Nach den Fallbeispielen stellt sich die entscheidende Frage: Was kann die Politik konkret tun? 

Eine einfache oder allgemeingültige Antwort gibt es darauf nicht. Glaubens- und Gewissensfreiheit ist 

rechtlich geschützt, berührt im Alltag aber unterschiedliche politische Bereiche – von der Anerkennung 

von Religionsgemeinschaften über Schule und religiöse Räume bis zum Schutz vor Diskriminierung. 

Genau an diesem Punkt setzt die Politik an. Die folgenden Handlungsfelder zeigen mögliche 

Ansatzpunkte. Sie verstehen sich nicht als fertige Antworten, sondern als Orientierung für eure 

Diskussionen an der Jugendsession. 

Unterschiedliche Vorstellungen von staatlicher Neutralität 

Hinter vielen politischen Lösungsansätzen steht die Frage, wie staatliche Neutralität verstanden 

werden soll. Soll sich der Staat möglichst wenig in religiöse Angelegenheiten einmischen? Oder soll er 

aktiv Rahmenbedingungen schaffen, damit Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften ihre 

Glaubens- und Gewissensfreiheit möglichst gleichberechtigt ausüben können? 

Diese Fragen werden in Politik und Wissenschaft unterschiedlich beantwortet (Kley, 2008; Tappenbeck 

& Pahud de Mortanges, 2007). 

Abbildung 14 
Politische Handlungsfelder im Bereich Glaubensfreiheit. 

 

Quelle: Eigene Darstellung, KI-generiert mit ChatGPT 

Die Grafik zeigt sechs Bereiche, in denen politische Lösungen ansetzen können: Anerkennung, Räume, 

Schule, Schutz vor Diskriminierung, direkte Demokratie und Minderheitenschutz sowie politische 

Sprache. 

Ein mögliches Handlungsfeld ist die Anerkennung von Religionsgemeinschaften. Da diese kantonal 

geregelt ist, könnten klarere und transparentere Kriterien für Anerkennung oder Teilanerkennung 

geschaffen werden. Dabei müsste es nicht immer um eine vollständige öffentlich-rechtliche 

Anerkennung gehen. Auch Vereinbarungen könnten konkrete Herausforderungen beispielsweise bei 

Seelsorge, Bestattungswesen oder Religionsunterricht lösen (Cattacin et al., 2003). 
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Beispiel: Teilanerkennung statt Alles-oder-nichts-Lösung 

Eine Religionsgemeinschaft muss nicht zwingend sofort vollständig öffentlich-rechtlich anerkannt 

werden. Denkbar wären auch kleinere Schritte, etwa eine offizielle Zusammenarbeit bei der Seelsorge, 

im Bestattungswesen oder bei Bildungsangeboten. So könnten praktische Herausforderungen gelöst 

werden, ohne dass ein Kanton sein gesamtes Anerkennungssystem sofort ändern müsste. 

Auch bei religiösen Räumen können politische Lösungen ansetzen. Dabei geht es nicht darum, jeder 

Gemeinschaft automatisch ein eigenes Gebäude zu finanzieren. Im Vordergrund stehen faire 

Verfahren, klare Ansprechstellen und pragmatische Lösungen. Gemeinden könnten beispielsweise 

prüfen, wie religiöse Bedürfnisse bei der Raumplanung, im Bestattungswesen oder bei der Nutzung 

öffentlicher Räume berücksichtigt werden können. 

Ein weiteres Handlungsfeld ist die Schule. Neben gemeinsamen Regeln braucht es Wissen und 

Möglichkeiten zum Aus-tausch. Schulen könnten stärker dabei unterstützt werden, religiöse und 

weltanschauliche Vielfalt verständlich zu vermitteln. Der Austausch mit dem Haus der Religionen zeigt, 

dass religiöse Vielfalt im Unterricht teilweise vereinfacht dargestellt wird und kleinere 

Religionsgemeinschaften wenig sichtbar sind (Scherer, 2026). 

Beispiel: Religion im Unterricht verständlich machen 

Eine Schule könnte mit externen Fachstellen oder Dialogprojekten wie «Dialogue en Route» 

zusammenarbeiten und Ver-treterinnen und Vertreter unterschiedlicher Religions- und 

Weltanschauungsgemeinschaften einbeziehen. So begegnen Jugendliche unterschiedlichen 

Perspektiven – darunter religiösen Menschen, Menschen ohne Religion, Minderheiten und kritischen 

Stimmen (Dialogue en Route, o. D.). 

Damit verbunden ist die Medienbildung. Jugendliche begegnen Religion häufig über soziale Medien, 

Nachrichten oder politische Debatten. Schulen könnten deshalb Medienkompetenz fördern und 

Jugendliche dabei unterstützen, Berichterstattung kritisch einzuordnen und unterschiedliche 

Perspektiven zu berücksichtigen. Ergänzend wird politisch diskutiert, wie der Unterricht «Ethik, 

Religionen, Gemeinschaft (ERG)» tatsächlich umgesetzt wird und ob Jugendliche die vorgesehenen 

Kompetenzen überall erwerben können (Seibert, 2026). Ziel ist nicht, Religionen positiver oder 

negativer darzustellen, sondern einen reflektierten Umgang mit religiöser Vielfalt zu fördern 

(Estermann, 2026). 

Beim Schutz vor Diskriminierung stellt sich die Frage, wie Vorurteile, Feindbilder und Benachteiligungen 

verhindert werden können. Die EKR zeigt beispielsweise am antimuslimischen Rassismus und 

Antisemitismus, dass gesellschaftliche Bilder und öffentliche Debatten zur Ausgrenzung religiöser 

Minderheiten beitragen können (EKR, 2023). Politische Ansätze können des-halb bei Bildung, 

Sensibilisierung, Beratung und rechtlichem Diskriminierungsschutz ansetzen. 

Auch direkte Demokratie und Minderheitenschutz können miteinander in ein Spannungsverhältnis 

geraten. Daraus ergibt sich eine grundsätzliche politische Frage: Wie weit darf eine Mehrheit über die 

Rechte oder religiöse Sichtbarkeit einer Minderheit entscheiden? 
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Schliesslich spielt die politische Sprache eine wichtige Rolle. Religion wird in politischen Debatten 

häufig mit Integration, Sicherheit, Gleichstellung oder nationaler Identität verbunden. Entscheidend ist 

deshalb, zwischen sachlicher Kritik und pauschaler Problematisierung religiöser Gruppen zu 

unterscheiden. 

Beispiel: Politische Sprache macht einen Unterschied 

Es macht einen Unterschied, ob Politik sagt: «Wir brauchen klare Regeln für alle im öffentlichen Raum.» 

Oder ob sie eine bestimmte religiöse Gruppe pauschal als Problem darstellt. Die erste Aussage kann 

eine sachliche Debatte eröffnen. Die zweite kann Vorurteile verstärken und Minderheiten ausgrenzen. 

Am Ende geht es nicht darum, jede religiöse Forderung automatisch zu erfüllen. Entscheidend sind faire 

Verfahren, klare Regeln und Möglichkeiten zum Dialog. Glaubensfreiheit bedeutet nicht Sonderrechte 

für einzelne Gruppen, sondern gleiche Würde, gleiche Rechte und faire Teilhabe für alle. 

Nun seid ihr an der Reihe: Wo braucht es klare Regeln? Wo ist mehr Dialog sinnvoll? Und wo könnte 

die Politik neue Lösungen entwickeln? 

Mögliche Diskussionsfragen für die Jugendsession 

• Sollten die Kantone klarere Kriterien für die Anerkennung von Religionsgemeinschaften schaffen? 

Falls ja, welche?  

• Braucht es schweizweit andere Lösungen für Seelsorge, Bestattungen und religiöse Räume? Wie 

könnten diese aus-sehen?  

• Wie kann die Schule Wissen über religiöse und weltanschauliche Vielfalt vermitteln und einen 

respektvollen Umgang damit fördern?  

• Wie kann Diskriminierung aufgrund des Glaubens oder der Religionszugehörigkeit verhindert 

werden?  

• Wie weit darf direkte Demokratie gehen, wenn Grundrechte betroffen sind?  

• Soll religiöse Sichtbarkeit im öffentlichen Raum stärker geschützt oder eingeschränkt werden? Unter 

welchen Bedingungen wären Einschränkungen gerechtfertigt?  

• Wie kann verhindert werden, dass politische Debatten über Religion zu Pauschalisierungen führen?  

• Was bedeutet staatliche Neutralität für euch? Soll sich der Staat möglichst aus religiösen Fragen 

heraushalten oder aktiv dafür sorgen, dass Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften 

möglichst gleichberechtigt am gesellschaftlichen Leben teilnehmen können? 

 

Es gibt nicht die eine richtige Antwort. Entscheidend ist, dass ihr unterschiedliche Perspektiven abwägt, 

eure Position begründet und gemeinsam nach tragfähigen Lösungen sucht. 
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